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UNTERNEHMER

FESTE NIEDERLASSUNG: KLARHEIT 
IN LOHNVEREDELUNGSFÄLLEN

Erbringt ein Unternehmer sonstige Leistungen an eine feste Nie-
derlassung eines anderen Unternehmers, liegt der Leistungs-
ort dort, wo sich die feste Niederlassung befindet. Es ist jedoch 
häufig nicht leicht zu bestimmen, ob eine feste Niederlassung 

vorliegt. Dem aktuellen Urteil des Europäischen Gerichtshofs 
(EuGH) zum Bestehen einer festen Niederlassung lag ein Lohn-
veredelungssachverhalt zugrunde.

Im Mittelpunkt stand die Frage, ob der Auftraggeber am Ort des 
Auftragnehmers eine feste Niederlassung begründet, wenn der 
Auftragnehmer ausschließlich für den Auftraggeber tätig wird. 
Eine Tätigkeit im Ausland ist dann als feste Niederlassung ein-
zustufen, wenn ein hinreichender Grad an Beständigkeit sowie 
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eine Struktur besteht, die von der personellen und technischen 
Ausstattung her eine autonome Erbringung der betreffenden 
Leistung ermöglicht. Diese Struktur bzw. Ausstattung muss nicht 
unmittelbar im Eigentum des Unternehmens stehen. Es genügt, 
wenn das Unternehmen über diese so verfügen kann, als wäre es 
die eigene Struktur bzw. Ausstattung. Von ausländischen Finanz-
verwaltungen wurde häufig die Auffassung vertreten, dass den 
Unternehmen, die Lohnfertiger im Ausland einsetzen, automa-
tisch eine feste Niederlassung im Ausland zugeschrieben wird.

In seinem Urteil hat der EuGH dieser Auffassung widersprochen. 
Er stellt klar, dass wenn ein Steuerpflichtiger einen ausländischen 
Lohnveredler mit dem Ankauf von Rohstoffen, der anschließen-
den Verarbeitung, Zwischenlagerung einschließlich Verwaltung 
der hergestellten Produkte sowie der Abgabe von Empfehlungen 
zur Optimierung des Produktionsverfahrens inklusive techni-
scher Kontrollen und Bewertungen beauftragt, dies für den Steu-
erpflichtigen noch keine feste Niederlassung begründet. Der 
bloße Einsatz bzw. die Beauftragung von Lohnfertigern führt so-
mit nicht automatisch zu einer festen Niederlassung im Ausland.

Hinweis: Das konkrete Urteil betrifft zwar einen Unterneh-
mer in einem Drittland. Die Entscheidung sollte aber auch 
auf Unternehmer mit Sitz in einem EU-Mitgliedstaat über-
tragbar sein.

UNBRAUCHBAR GEWORDENE GÜTER: 
VORSTEUERBERICHTIGUNG ERFORDERLICH?
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Eine Vorsteuerberichtigung kann erforderlich sein, wenn ein 
Unternehmer ein Wirtschaftsgut, bei dessen Erwerb er den  
Vorsteuerabzug in Anspruch genommen hat, später anders ver-
wendet als ursprünglich beabsichtigt. Der Europäische Gerichts-
hof (EuGH) hatte zu klären, ob im Fall der Entsorgung, Zerstörung 
oder dem Verkauf von unbrauchbar gewordenen Wirtschaftsgü-
tern eine Vorsteuerberichtigung notwendig ist.

Eine bulgarische Gesellschaft erbringt mehrwertsteuerpflichti-
ge Telekommunikationsdienste. Dafür erwirbt sie verschiedene  
Investitionsgüter sowie - im Hinblick auf ihren Weiterverkauf - 
mobile Kommunikationsgeräte und verschiedene Ausrüstungs-

gegenstände, die für die Nutzung der von ihr erbrachten Dienste 
erforderlich sind. Von Oktober 2014 bis Dezember 2017 sonderte 
sie verschiedene Gegenstände (Installationen, Ausrüstungs- 
gegenstände oder Geräte) aus, weil sie abgenutzt, fehlerhaft, 
veraltet oder ungeeignet waren, für unbrauchbar oder nicht ver-
kaufsfähig gehalten wurden. Die Geräte wurden entweder als Ab-
fall an andere Unternehmen verkauft oder zerstört bzw. entsorgt.

Strittig war, ob und inwieweit die Gesellschaft zu einer Vorsteu-
erberichtigung aus den erworbenen Gegenständen verpflichtet 
ist. § 15a Umsatzsteuergesetz legt fest, dass bei einer Änderung 
der Verhältnisse eine Vorsteuerberichtigung durchzuführen ist. 
Die Mehrwertsteuersystem-Richtlinie (MwStSystRL) defi-
niert ausdrücklich, wann eine solche Änderung der Verhältnisse  
vorliegt. Danach ist in ordnungsgemäß nachgewiesenen oder 
belegten Fällen von Zerstörung oder Verlust keine Vorsteuerbe-
richtigung vorzunehmen.

Der EuGH hat entschieden, dass der Verkauf als Abfall ein steu-
erpflichtiger Umsatz ist, so dass das Recht auf Vorsteuerabzug 
weiterhin besteht. Die Zerstörung der Wirtschaftsgüter stelle zwar 
eine Änderung der für den ursprünglichen Vorsteuerabzug maß-
geblichen Faktoren dar. Sie sei jedoch von der Vorsteuerberichti-
gungspflicht nach der MwStSystRL ausdrücklich ausgenommen, 
wenn sie ordnungsgemäß nachgewiesen oder belegt sei. Der 
Begriff der Zerstörung beinhalte auch die Zerstörung durch den 
Steuerpflichtigen selbst. Das gelte auch dann, wenn es sich nicht 
um ein unvorhergesehenes bzw. unabwendbares Ereignis hand-
le. Dasselbe gelte für die Entsorgung, wenn diese konkret zum 
unumkehrbaren Verschwinden des Wirtschaftsguts führe. Nach 
Auffassung des EuGH muss der Gegenstand allerdings objek-
tiv jeden Nutzen im Rahmen der wirtschaftlichen Tätigkeiten des 
Steuerpflichtigen verloren haben.

GEWERBESTEUERPFLICHT KANN SCHON VOR 
ÜBERLASSUNG DES MIETOBJEKTS EINSETZEN

Bei Einzelgewerbetreibenden und Personengesellschaften be-
ginnt die Gewerbesteuerpflicht erst mit Beginn der werbenden 
Tätigkeit. Maßgebend ist hierfür, wann sich das Unternehmen mit 
eigenen gewerblichen Leistungen am allgemeinen wirtschaft-
lichen Verkehr beteiligen kann. Eine grundstücksverwaltende 
Personengesellschaft kann daher beispielsweise mit dem Beginn 
ihrer Vermietungstätigkeit in die Gewerbesteuerpflicht eintre-
ten. Vorher anfallende Aufwendungen sind gewerbesteuerlich 
nicht abziehbar.

Hinweis: Im Einkommensteuerrecht lassen sich hingegen 
auch vorweggenommene Betriebsausgaben abziehen, so 
dass der gewerbesteuerliche Gewerbeertrag und der ein-
kommensteuerpflichtige Gewinn in der Gründungsphase 
durchaus auseinanderfallen können.
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Der Bundesfinanzhof (BFH) hat nun entschieden, dass die Ge-
werbesteuerpflicht bei einer grundbesitzverwaltenden Perso-
nengesellschaft bereits vor der Überlassung eines Mietobjekts 
einsetzen kann. Im zugrunde liegenden Fall hatte eine grundbe-
sitzverwaltende Personengesellschaft ein denkmalgeschütz-
tes Areal zur weiteren Entwicklung erworben. Im Jahr 2010 hatte 
sie mit einer Mieterin einen Gewerberaummietvertrag abge-
schlossen und sich darin verpflichtet, das Areal zunächst indivi-
duell für die Nutzungsbedürfnisse der Mieterin umzubauen. Als 
Mietbeginn legten die Parteien im Vertrag den 01.08.2012 fest. 
Die Planungs-, Umbau- und Sanierungsausführungsprozesse 
waren bei Mietvertragsabschluss noch nicht abgeschlossen.

Der BFH urteilte, dass die Gesellschaft bereits ab 2010 mit  
Abschluss des Mietvertrags in die Gewerbesteuerpflicht ein-
getreten war, da sie zu diesem Zeitpunkt bereits ihre werben-
de Tätigkeit aufgenommen hatte. Die spätere Entstehung des 
Mietanspruchs bzw. die spätere Übergabe zur Nutzung an die 
Mieterin war nach Gerichtsmeinung nicht maßgeblich, da im 
vorliegenden Fall zunächst ein nicht standardisiertes Mietobjekt 
durch Umbaumaßnahmen an die individuellen Bedürfnisse der 
Mietpartei angepasst worden war. Bereits diese Geschäftsak-
tivitäten der Gesellschaft lösten nach Auffassung des BFH die 
werbende Tätigkeit aus, die für den Beginn der Gewerbesteuer-
pflicht maßgeblich war.

FREIBERUFLER

FREELANCER IM FITNESSSTUDIO KANN 
ALS ABHÄNGIG BESCHÄFTIGT GELTEN

Wenn die Rentenversicherungsträger bei Unternehmen eine So-
zialversicherungsprüfung durchführen, dann steht häufig die 
Frage im Fokus, ob die dort tätigen Personen selbständig oder 
im Rahmen einer abhängigen Beschäftigung tätig waren. Im 
letzteren Fall sind regelmäßig Sozialversicherungsbeiträge nach-
zuzahlen, sofern das Unternehmen bislang von einer selbständi-
gen Beschäftigung (freien Mitarbeit) ausgegangen ist.

Unter welchen Voraussetzungen ein Fitnesstrainer in einem 
fremden Fitnessstudio als abhängig Beschäftigter einzuordnen 
ist, hat nun das Bayerische Landessozialgericht (LSG) unter-
sucht. Im zugrunde liegenden Fall hatte ein Fitnessstudio seinen 
Kunden diverse Einzel- und Gruppentrainingseinheiten sowie 
Fitnesskurse angeboten. Verschiedene Trainer wurden dabei als 
freie Mitarbeiter eingesetzt. Die Kurse fanden in den Räumlich-
keiten des Studios statt. Die Trainer stellten dem Fitnessstudio 
anschließend Rechnungen nach vereinbarten Stunden- bzw. Mi-
nutensätzen.

Im Rahmen einer Sozialversicherungsprüfung beanstandete 
der Rentenversicherungsträger die Einordnung als freie Mitar-
beit und stufte das Vertragsverhältnis als abhängige und da-
mit sozialversicherungspflichtige Beschäftigung ein. Das  

Fitnessstudio zog in einem Eilverfahren vor das Sozialgericht, das 
den Antrag des Studios ablehnte. Das LSG bestätigte in zweiter 
Instanz nun die Einordnung als abhängige Beschäftigung. Das 
Gericht erklärte, dass es zur Unterscheidung zwischen abhängi-
gen Beschäftigungen und selbständigen Tätigkeiten auf die we-
sentlichen Umstände des Einzelfalls ankomme. Eine Rolle spiele 
insbesondere die Eingliederung des Personals in den Betrieb 
des Auftraggebers, das Vorliegen einer unternehmerischen 
Tätigkeit auf Seiten des Auftragnehmers sowie das von ihm zu 
tragende unternehmerische Risko und seine unternehmerischen 
Gewinnchancen.

Im vorliegenden Fall waren die Fitnesstrainer allesamt in die 
betriebliche Organisation des Fitnessstudios eingebunden. Das 
Studio hatte das Angebot und die Durchführung der Kurse be-
stimmt und die Kunden akquiriert. Die Trainer hatten lediglich die 
Aufgabe, das vorgegebene Programm durchzuführen. Sie konn-
ten das Kursangebot nicht verändern, mussten es in den Räum-
lichkeiten des Studios durchführen und hatten damit faktisch 
keine unternehmerische Gestaltungsfreiheit. Hinzu kam, dass 
die Trainer nach geleisteten Stunden bezahlt wurden. Sie hatten 
also kein unternehmerisches Risiko, da die tatsächlich geleistete 
Arbeit vergütet wurde.

ÄRZTE UND HEILBERUFE

GRENZÜBERSCHREITENDE DIENSTLEISTUNGEN 
IN DER SOZIALFÜRSORGE
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Ein aktuelles Urteil des Europäischen Gerichtshofs (EuGH) be-
trifft die Steuerbefreiung für eng mit der Sozialfürsorge und 
der sozialen Sicherheit verbundene Dienstleistungen. Hier haben 
die Mitgliedstaaten bei der Festlegung der Voraussetzungen für 
die Steuerbefreiung Gestaltungsspielraum. Erbringt ein Unter-
nehmer derartige Leistungen grenzüberschreitend, kann es zu 
Wettbewerbsverzerrungen kommen, wenn man ausschließlich 
die Kriterien des Ansässigkeitsstaats berücksichtigt, so die Ge-
neralanwältin.

Die in Bulgarien ansässige Klägerin war dort für die Erbringung 
verschiedener sozialer Dienstleistungen registriert (persönliche 
Betreuung und Pflege sowie Haushaltshilfe für ältere Menschen). 
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Diese Leistungen erbrachte sie in Deutschland und Österreich. 
Hierzu bediente sie sich jeweils eines dort ansässigen Vermitt-
lers. Die bulgarischen Steuerbehörden verlangten von der Kläge-
rin Nachweise, um den sozialen Charakter der Dienstleistungen 
nach deutschem und österreichischem Recht zu belegen. Da sie 
diese nicht vorlegte, versagten ihr die Behörden die Steuerbe-
freiung.

Der EuGH stellte klar, dass eine Ansässigkeit des Unternehmers 
im Mitgliedstaat seines tatsächlichen Tätigwerdens für die In-
anspruchnahme der Steuerbefreiung nicht erforderlich ist. Leis-
tungserbringer und Leistungsempfänger müssten nicht im selben 
Mitgliedstaat ansässig sein. Eine Leistungserbringung in einem 
anderen Mitgliedstaat wirke sich auch nicht auf die Gemeinwohl-
orientierung der Umsätze aus. Zudem seien keine Beschrän-
kungen hinsichtlich des Ortes der Dienstleistungen vorgesehen. 
Ziel dieser Steuerbefreiung sei es, die Kosten dieser Leistungen 
zu senken und dadurch diese Leistungen ihren Abnehmern zu-
gänglicher zu machen. Des Weiteren prüfte der EuGH, unter wel-
chen Voraussetzungen ein bulgarischer Dienstleister in seinem 
Ansässigkeitsstaat für Zwecke der Steuerbefreiung als Einrich-
tung mit sozialem Charakter anerkannt werden kann.

Nach Ansicht der Generalanwältin steht die Klägerin mit Ein-
richtungen in Wettbewerb, die ähnliche Dienstleistungen in 
Deutschland oder Österreich erbringen. Es könne zu Wettbe
werbsverzerrungen führen, wenn die Mitgliedstaaten über ihre 
eigene Anerkennungspraxis im Ursprungsland auf die Kosten 
der Tätigkeit im Bestimmungsland Einfluss nehmen könnten. 
Sie schlug vor, für tatsächlich in Deutschland bzw. Österreich 
erbrachte Leistungen die deutschen bzw. österreichischen Aner-
kennungsvoraussetzungen zugrunde zu legen. Der EuGH folgte 
diesem Vorschlag jedoch nicht. Nach seiner Auffassung ist es 
Sache des Unionsgesetzgebers, eine mögliche Änderung dieser 
Regelung zu beschließen.

ARBEITGEBER UND 
ARBEITNEHMER

WELCHE REISEKOSTEN DER ARBEITGEBER 
STEUERFREI ERSTATTEN DARF

Betrieblich veranlasste Reisekosten werden in der Regel vom 
Arbeitgeber übernommen. Zu den Reisekosten zählen klassi-
scherweise die Übernachtungs- und Fahrtkosten, aber auch 
Reisenebenkosten (z.B.  Gepäckaufbewahrung, Parkgebühren) 
sowie Verpflegungsmehraufwendungen. Steuerlich gilt:

Nachgewiesene Fahrt-, Übernachtungs- und Reisenebenkos-
ten können dem Arbeitnehmer ohne betragsmäßige Begrenzung 
vom Arbeitgeber lohnsteuerfrei erstattet werden. Besonderhei-
ten gelten für Fahrtkosten mit dem eigenen Pkw: Hier kann unter 
Nachweis der Gesamtkosten oder über eine Kilometerpauschale 
(0,30 € pro Kilometer für Pkw) abgerechnet werden.

Für Verpflegungsmehraufwendungen gelten Pauschalen, die 
steuerfrei erstattet werden können. Je nach Dauer des Aufent-
halts und Zielort der Reise sind die Pauschalen unterschiedlich 
hoch. Wer im Inland mehr als acht Stunden auf Dienstreise ist, 
erhält eine Pauschale von 14 €. Bei einer Abwesenheit von mehr 
als 24 Stunden beträgt diese 28 €. Für An- und Abreisetage wer-
den 14 € gewährt. Stellen Arbeitgeber der Belegschaft hingegen 
Mahlzeiten während der Dienstreise zur Verfügung, wird die Pau-
schale gekürzt - und zwar um 20 % für das Frühstück und je 40 % 
für das Mittag- bzw. Abendessen. Stellen Arbeitgeber alle drei 
Mahlzeiten zur Verfügung, entfällt die Pauschale somit komplett. 
Nicht zu den erstattungsfähigen Reisekosten zählen beispiels-
weise Kosten für Reisegepäck oder den Verzehr aus der Minibar.

Hinweis: Für betrieblich veranlasste Auslandsreisen gelten 
grundsätzlich die gleichen Regelungen wie bei Reisen in-
nerhalb Deutschlands. Allerdings sind aufgrund des jeweils 
unterschiedlichen landes- oder städtespezifischen Preis- 
niveaus die Pauschalen für Verpflegungsmehraufwand und 
Übernachtung abweichend hoch.

Gewerbetreibende, Selbständige und Freiberufler können 
betrieblich veranlasste Reisekosten in der Regel als Betriebs-
ausgaben von der Steuer absetzen. Dazu müssen sie die  
entsprechenden Nachweise sammeln. Unter gewissen Voraus-
setzungen kann die durch die Reisekosten tatsächlich angefalle-
ne Umsatzsteuer als Vorsteuer geltend gemacht werden. Dafür 
sind insbesondere die umsatzsteuerrechtlichen Voraussetzun-
gen für (Kleinbetrags-)Rechnungen zu beachten.

Arbeitnehmer können die Kosten für beruflich veranlasste  
Reisen als Werbungskosten in ihrer eigenen Einkommensteuer-
erklärung geltend machen, sofern sie nicht vom Arbeitgeber steu-
erfrei erstattet werden. Dazu sollten sie die wichtigsten Eckdaten 
wie Anlass, Strecke und Reisedauer schriftlich festhalten, um die 
Reise gegenüber dem Finanzamt belegen zu können. Entspre-
chende Nachweise können Rechnungen, ein Fahrtenbuch oder 
Tankquittungen sein.

ABSCHREIBUNG FÜR PRIVATE GARAGE 
DARF NICHT GEGENGERECHNET WERDEN
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Stellen Arbeitgeber ihren Beschäftigten einen Dienstwagen zur 
privaten Nutzung zur Verfügung, so muss dieser geldwerte 
Vorteil entweder nach der 1-%-Methode oder der Fahrtenbuch-
methode (lohn-)versteuert werden. Zahlt jedoch der Arbeitneh-
mer für die außerdienstliche Nutzung des Fahrzeugs ein Entgelt 
an den Arbeitgeber (z.B. Monatspauschale, Kilometergeld, Über-
nahme der Leasingraten), mindert dieser Eigenanteil den zu ver-
steuernden geldwerten Vorteil, da insoweit keine Bereicherung 
des Arbeitnehmers eintritt. Auch die Übernahme einzelner Kfz-
Kosten (z.B. für Kraftstoff) durch den Arbeitnehmer darf gegen-
gerechnet werden.

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat jetzt entschieden, dass die 
Kosten für die private Garage eines Arbeitnehmers aber 
nicht vorteilsmindernd berücksichtigt werden dürfen, wenn 
keine rechtliche Verpflichtung des Arbeitnehmers bestand, das 
Fahrzeug darin abzustellen. Geklagt hatte ein Arbeitnehmer mit 
Dienstwagen, der die Abschreibung seiner privaten Garage als 
Werbungskosten geltend machen wollte. Der Arbeitgeber hatte 
lediglich vorgeschrieben, dass Geschäftsfahrzeuge sorgfältig zu 
behandeln waren - zum Abstellen in der Garage bestand aber 
keine Pflicht. Der BFH erklärte, dass Nutzungsentgelte nur vor-
teilsmindernd abgezogen werden dürfen, wenn sie für die Über-
lassung und Inbetriebnahme des Dienstwagens zu leisten sind. 
Dies traf auf die Garagenabschreibung nicht zu. Es fehlte an ei-
ner rechtlichen Verpflichtung des Arbeitnehmers, das Fahrzeug 
in einer Garage unterstellen zu müssen. Auch lag keine Über-
nahme einzelner nutzungsabhängiger Kosten vor, da die Kosten 
für die Garage gerade nicht von der Nutzung des Dienstwagens 
abhängig waren.

HAUSBESITZER

SELBSTBEWOHNTE BAUDENKMÄLER: 
ABSCHREIBUNG NUR EINMAL IM LEBEN

Wer ein Baudenkmal selbst bewohnt, kann die Herstellungs-
kosten für Modernisierungs- und Instandsetzungsmaßnahmen 
über eine bis zu 9%ige jährliche Absetzung steuerlich geltend 
machen. Voraussetzung ist, dass der Eigentümer durch eine Be-
scheinigung der Denkmalschutzbehörde nachweisen kann, 
dass es sich bei seinem Objekt um ein Baudenkmal nach den 
jeweiligen landesrechtlichen Vorschriften handelt und die ent-
standenen Aufwendungen erforderlich waren.

Hinweis: Eine entsprechende Bescheinigung ist auch zur 
erhöhten Abschreibung von Gebäuden in Sanierungsgebie-
ten und städtebaulichen Entwicklungsbereichen notwendig.

Im Einkommensteuergesetz ist geregelt, dass Steuerzahler diese 
Abschreibung „nur bei einem Gebäude“ (Wortlaut) in Anspruch 
nehmen dürfen. Der Bundesfinanzhof (BFH) hat nun klargestellt, 

dass die Steuervergünstigung damit nur einmal im Leben je-
des Steuerzahlers abgezogen werden darf. Eheleute dürfen die 
Denkmalabschreibung insgesamt nur zweimal im Leben in An-
spruch nehmen. Dies ergab für das Gericht bereits die Auslegung 
des Gesetzeswortlauts („einem“ ist als Zahlwort gemeint). Der 
BFH lehnte damit die Interpretation ab, dass der Gesetzgeber mit 
seiner einschränkenden Regelung nur eine parallele Abschrei-
bung von mehreren Gebäuden in einem Veranlagungszeitraum 
verhindern wollte.

ALLE STEUERZAHLER

ARBEITSZIMMER UND HOMEOFFICE:  
DIE AB 2023 GELTENDEN NEUREGELUNGEN

Kosten für ein häusliches Arbeitszimmer sowie die Home- 
office-Pauschale sind ab dem Jahr 2023 unter veränderten  
Regelungen steuerlich abziehbar - der Gesetzgeber hat die ein-
kommensteuerlichen Vorschriften mit dem Jahressteuergesetz 
2022 überarbeitet und damit auf die Veränderungen in der Ar-
beitswelt reagiert, die sich im Zuge der Corona-Pandemie voll-
zogen hatten.

Ab 2023 gilt ein neues Wahlrecht für Erwerbstätige, die den Mit-
telpunkt ihrer gesamten betrieblichen und beruflichen Tätigkeit 
im Arbeitszimmer haben. Sie dürfen ihre Raumkosten entweder 
wie bisher in Höhe der tatsächlich angefallenen Aufwendungen 
in unbeschränkter Höhe abrechnen oder alternativ eine Jahres-
pauschale von 1.260  € absetzen. Wählen sie die Pauschale, 
müssen sie dem Finanzamt die tatsächlich angefallenen Raum-
kosten nicht nachweisen.

Bei fehlendem Tätigkeitsmittelpunkt im häuslichen Arbeitszim-
mer konnten Erwerbstätige ihr häusliches Arbeitszimmer bis 
einschließlich 2022 noch zumindest beschränkt mit 1.250 € pro 
Jahr als Werbungskosten oder Betriebsausgaben abziehen, so-
fern ihnen kein Alternativarbeitsplatz (z.B. beim Arbeitgeber) zur 
Verfügung stand. Diese Fallvariante wurde ab 2023 abgeschafft. 

Erwerbstätige, deren Tätigkeitsmittelpunkt außerhalb des häus-
lichen Arbeitszimmers liegt, können ihre Raumkosten jetzt nur 
noch im Wege der Homeoffice-Pauschale abziehen. Diese wurde 
ab 2023 aber auf 6 € pro Arbeitstag, maximal 1.260 € pro Jahr, 
erhöht.

Da sich in der Praxis viele Einzelfragen zur Anwendung der  
neuen Vorschriften ergaben, hat das Bundesfinanzminis- 
terium nun ein ausführliches Anwendungsschreiben zur The-
matik veröffentlicht. Beantwortet werden darin Einzelfragen zur  
Definition eines häuslichen Arbeitszimmers, zu den abzugsfähigen  
Raumkosten, zum Tätigkeitsmittelpunkt, zu Multijobbern, zum 
fehlenden Alternativarbeitsplatz, zur Tagespauschale sowie zur 
doppelten Haushaltsführung.
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PFLEGEKOSTEN IN DER EINKOMMEN- 
STEUERERKLÄRUNG
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Kosten für die eigene Pflege sind im Regelfall als allgemeine 
außergewöhnliche Belastungen abziehbar, da diese Kos-
ten zwangsläufig entstehen und andere vergleichbare Steuer-
zahler sie nicht zu tragen haben. Um die Kosten absetzen zu 
können, muss in der Regel mindestens ein Schweregrad der 
Pflegebedürftigkeit oder eine erhebliche Einschränkung in  
der Alltagskompetenz bestehen. Auch die krankheitsbedingte 
Unterbringung in einem Alten- oder Pflegeheim kann als außer-
gewöhnliche Belastung steuerlich geltend gemacht werden. Er-
haltene Leistungen (z.B. aus der Pflegeversicherung) müssen 
aber gegengerechnet werden.

Anstelle des Ansatzes einer außergewöhnlichen Belastung kön-
nen Pflegebedürftige unter bestimmten Voraussetzungen den 
Behindertenpauschbetrag nutzen. Abhängig vom Grad der 
Behinderung sind dann zwischen 384 € und 7.400 € pro Jahr 
abziehbar. Der Pauschbetrag bietet einen Ausgleich für laufende, 
gewöhnliche und unmittelbar mit der Behinderung zusammen-
hängende Mehraufwendungen, ohne dass die pflegebedürftige 
Person einen Einzelnachweis erbringen muss. Je nach Grad 
der Behinderung bzw. im Schwerbehindertenausweis einge-
tragener gesundheitlicher Merkmale (sog. Merkzeichen) kann 
unter bestimmten Voraussetzungen eine behinderungsbe-

dingte Fahrtkostenpauschale von 900 € bzw. 4.500 € pro Jahr  
beantragt werden. Mit der Pauschalierung sind dann alle behin-
derungsbedingten Fahrtkosten abgegolten.

Auch wer Pflegekosten für nahe Angehörige trägt, kann außer-
gewöhnliche Belastungen geltend machen. Voraussetzung hier-
für ist, dass alle Einzelausgaben nachgewiesen werden können. 
Wer sich entscheidet, Angehörige selbst zu pflegen, kann alter-
nativ zu den außergewöhnlichen Belastungen den sogenannten 
Pflegepauschbetrag in folgender Höhe geltend machen:

	● 600 € bei Angehörigen mit Pflegegrad 2
	● 1.100 € bei Angehörigen mit Pflegegrad 3
	● 1.800  € bei Angehörigen mit Pflegegrad  4 und 5 oder dem 

Merkzeichen „H“ (Hilflosigkeit)

Voraussetzung für den Abzug der Beträge ist, dass die Pflege 
unentgeltlich erfolgt und keine Einnahmen aus gesetzlichen oder 
privaten Pflegeversicherungen fließen.

Hinweis: Nehmen Angehörige den Pflege-Pauschbetrag in 
Anspruch, können sie keine weiteren außergewöhnlichen 
Belastungen, die ihnen durch die Pflege entstehen, geltend 
machen.

Wenn die Betreuung bzw. Pflege im Haushalt der zu pflegenden 
Person erfolgt oder die zu pflegende Person in einem Heim ei-
nen eigenen Haushalt führt, kann für sie anstelle des Ansatzes 
von außergewöhnlichen Belastungen eine Steuerermäßigung 
für haushaltsnahe Dienstleistungen in Betracht kommen. In 
diesem Fall können 20 % der anfallenden Lohnkosten, höchstens 
aber 4.000 € pro Jahr, von der tariflichen Einkommensteuer ab-
gezogen werden.

ZAHLUNGSTERMINE STEUERN UND SOZIALVERSICHERUNG

* Letzter Tag der Zahlungsschonfrist, nicht für Bar- u. Scheckzahler. Zahlungen mit Scheck sind erst drei Tage nach dessen Eingang bewirkt.

10.11.2023 (13.11.2023*)
•	 Umsatzsteuer

(Monatszahler)

•	 Lohnsteuer mit SolZ u. KiSt
(Monatszahler)

15.11.2023 (20.11.2023*)
•	 Gewerbesteuer

•	 Grundsteuer

28.11.2023
•	 Sozialversicherungsbeiträge

November 2023

Mo Di Mi Do Fr Sa So

1 2 3 4 5

6 7 8 9 10 11 12

13 14 15 16 17 18 19

20 21 22 23 24 25 26

27 28 29 30
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Alle Beiträge sind nach bestem Wissen zusammengestellt. Eine Haftung 
kann trotz sorgfältiger Bearbeitung nicht übernommen werden. Zu den  
behandelten Themen wird gerne weitere Auskunft erteilt.

11/2023


